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Fotovoltaik Die Pläne von Schwarz-Gelb könnten für die Solarbranche
Einschnitte bedeuten. Förderungen sollen gekürzt werden

Der Streit um die Vergütungs-
sätze schwelt schon seit Mona-
ten. Angeheizt wurde er durch ei-
ne Studie des Rheinisch-Westfä-
lischen Instituts für Wirtschafts-
forschung (RWI). Demnach
müssten die deutschen Strom-
kunden allein für die in den Jah-
ren 2000 bis 2008 installierten
Fotovoltaik-Anlagen insgesamt
35 Milliarden Euro zusätzlich be-
zahlen, verteilt über einen Zeit-
raum von 20 Jahren. So lange gilt
die gesetzlich vorgeschriebene
Vergütung für den Solarstom.

Während der Koalitionsver-
handlungen hatte das RWI mit ei-
nem neuen Papier nachgelegt.
Die Stromproduktion auf Basis

von erneuerbaren Energietech-
nologien sei „mit enormen Kos-
ten verbunden. Infolgedessen
zählen diese Technologien zu
den am wenigsten effizienten
Klimaschutzmaßnahmen“, heißt
es darin. Die deutsche Art der
Förderung der erneuerbaren En-
ergien, die ansonsten internatio-
nal oft als vorbildlich bezeichnet
wird, dient dem RWI zufolge als
„Paradebeispiel für eine extrem
verschwenderische Umwelt- und
Energiepolitik“.

Derzeit liegt die Höhe der Ein-
speisevergütungen für Solar-
strom je nach Anlagengröße zwi-
schen 32 und 43 Cent pro Kilo-
wattstunde. Die Mehrkosten, die
gegenüber dem konventionel-
lem Strom entstehen, werden
auf die Stromkunden umgelegt.
Das EEG sieht jedoch auch vor,
dass aufgrund wachsender Effi-
zienz der garantierte Strompreis
für neue Anlagen jährlich um 9
Prozent sinkt. Diese Degression
wird zum einen regelmäßig

überprüft und gegebenenfalls
weiter verstärkt, zum anderen ist
sie dynamisch angelegt: Wächst
die Branche stärker als erwartet,
beträgt die Degression automa-
tisch 10 statt 9 Prozent, fällt das
Wachstum geringer aus, sinkt sie
auf 8 Prozent.

Die Solarindustrie lehnt die
Forderung nach niedrigeren Sät-
zen ab – und schießt mit ihren
Zahlen zurück. Vom Wachstum
der Solarbranche profitiere nicht
nur das Klima, sondern auch der
Staat, argumentiert der Bundes-
verband Solarwirtschaft und
verweist darauf, dass sich allein
2008 Steuereinnahmen in Höhe
von knapp 3 Milliarden Euro aus
der direkten und indirekten Be-
steuerung deutscher Solar-
stromunternehmen ergeben
hätten. Die im selben Jahr über
das EEG gewährten Zahlungen
hätten hingegen rund 2 Milliar-
den Euro betragen.

Der Geschäftsführer des So-
larverbandes, Carsten König, er-

Schattige Pläne
SUBVENTIONEN Die kommende Regierung will „ökologische Fehlanreize“ mit einem neuen „Energiekonzept“
korrigieren. Die Vergütungssätze beim Solarstrom sollen gesenkt werden. Wissenschaftler unterstützen Pläne

„Ein Paradebeispiel
für extrem verschwen-
derische Umwelt- und
Energiepolitik“

VON NADINE MICHEL

Ob erneuerbare Energie oder
Atomkraft – viele energiepoliti-
sche Entscheidungen will die
schwarz-gelbe Koalition mit Ver-
weis auf ein noch zu erstellendes
„Energiekonzept“ in die Zukunft
verschieben. Nur bei einem The-
ma soll es schneller gehen: Bei
der Förderung von Solarstrom,
die Union und FDP schon im
Wahlkampf als überhöht kriti-
siert hatten.

Im Entwurf des Koalitionsver-
trags findet sich nun die Formu-
lierung, man werde mit der So-
larbranche darüber sprechen,
„mit welchen Anpassungen
kurzfristig Überförderungen bei
der Fotovoltaik vermieden wer-
den können“. Das klingt zwar we-
niger scharf als frühere Entwür-
fe, die bereits konkrete Daten für
geringere Fördersätze genannt
hatten. Dennoch ist nun klar,
dass der Solarbranche deutliche
Einschnitte drohen.

Preisniveau so stabilisiert. Wenn
im Solarmarkt langfristig deutli-
che Kostensenkungspotenziale
vorhanden sind, dann spricht
nichts dagegen, die Fördersätze
anzupassen.
Argumentiert wird vor allem
mit Zahlen des RWI. Demnach
ergeben sich Kosten in Höhe
von 35 Milliarden Euro allein
für die Anlagen, die zwischen
den Jahren 2000 und 2008 in-
stalliert worden sind. Wie aus-
sagekräftig sind diese Zahlen?
Ich halte diese Rechnung für ir-
ritierend und für die Bürger
schwer verständlich. Zum Ver-
gleich: Die Kernenergie hat man
mit 40 Milliarden Euro geför-

dert, deutsche Steinkohle mit
knapp 130 Milliarden. Wenn Öko-
nomen grundsätzlich Subventio-
nen ablehnen, muss man das ak-
zeptieren. Die Energieversor-
gung ist ein wichtiges Gut, neue
Technik sollte man finanziell un-
terstützen. Die Solartechnik ist
ein Markt, dem die Zukunft ge-
hört. Der Markt wird boomen,
und deutsche Anbieter haben ei-
nen Wettbewerbsvorteil.
Die Kritiker argumentieren,
dass der ökologische Effekt die-
ser neuen Technik sehr gering
sei. Immerhin betrage der An-
teil des Solarstroms am Ge-
samtstrommix lediglich ein
Prozent.

„Mittelstand nicht im Regen stehen lassen“
ENERGIEPOLITIK Eine zu starke Senkung der Solarförderung würde den Markt abwürgen, sagt die DIW-
Ökonomin Claudia Kemfert. Und im Vergleich zu Kohlesubventionen sind die Fördersummen gering

taz: Frau Kemfert, von allen Sei-
ten wird derzeit gegen die an-
geblich zu hohe Förderung der
Solarenergie geschossen. Zu
Recht?
Claudia Kemfert: Man sollte
sehr vorsichtig sein. Denn man
darf nicht die aktuellen Ver-
kaufspreise mit den Produk-
tionskosten verwechseln. Wegen
der Wirtschaftskrise gibt es im
Moment, wie in vielen anderen
Märkten, eine Sondersituation.
Und einige Unternehmen versu-
chen dem mit Dumpingpreisen
entgegenzutreten. Man sollte
den Markt sehr genau prüfen
und im kommenden halben Jahr
beobachten, ob sich das niedrige

In Deutschland ist der Markt für
Solarstrom in der Tat begrenzt.
Aber es ist eine Technik, die welt-
weit immer mehr zum Einsatz
kommen wird. Die USA setzen
verstärkt auf Solarenergie, China
ebenso. Weltweit ist das Poten-
zial für Solarenergie immens. In-
dem wir die Solartechnik in
Deutschland fördern und die Un-
ternehmen fit machen für den
internationalen Markt, erschlie-
ßen wir wichtige Marktpoten-
ziale.
Aber verzerrt die jetzige Förde-
rung nicht und hält den Welt-
marktpreis künstlich hoch?
Man muss jetzt in der Tat schau-
en, was der internationale Wett-

bewerb sagt. In Spanien hat im
Übrigen eine Deckelung der För-
dersätze dazu geführt, dass die
Technik immer weniger einge-
setzt wird. Man sollte die Markt-
gesetze berücksichtigen, aber
nicht die Branche unnötig in Ge-
fahr bringen.
Die neue Bundesregierung will
die Förderung kürzen, Details
sind aber noch offen. Was er-
warten Sie von der neuen Koali-
tion?
Ich erwarte keine grundsätzliche
Änderung des Erneuerbare-En-
ergien-Gesetzes. Vielleicht wird
die neue Regierung eine Förder-
kürzung bei der Photovoltaik um
über die vereinbarten 10 Prozent
hinaus vereinbaren. Eine Sen-
kung um 30 Prozent in einem
Jahr würde aber die deutschen

Unternehmen zu sehr gefährden
und den Markt abwürgen. Die
schwarz-gelbe Regierung, insbe-
sondere die FDP, hat sich ja für
den Mittelstand ausgesprochen.
Die Solarbranche besteht fast
ausschließlich aus mittelständi-
schen Unternehmen, diese wird
man nicht im Regen stehen las-
sen. INTERVIEW: NADINE MICHEL

klärt zudem, dass zwar die Pro-
duktionskosten gesunken seien,
jedoch nicht so stark wie die Prei-
se. Vor allem ein Einbruch des
spanischen Marktes habe zu ei-
nem großen Überangebot ge-
führt, da der europäische Süd-
staat kaum noch Anlagen abge-
kauft hat. „Wegen des Wettbe-
werbsdrucks waren die Unter-
nehmen gezwungen, unter ihren
Kosten zu verkaufen“, sagte Kö-
nig. Aufgrund dieses Preiswett-
bewerbs gebe es keinen Anlass,
die Förderungsregelung aufzu-
brechen. Die Unternehmen und
die Forschung bräuchten verläss-
liche Rahmenbedingungen.

Andreas Bett vom Fraunho-
fer-Institut für Solar Energiesys-
teme unterstützt die Argumente
des Verbandes. „Man hat die Ent-
wicklung der Solarbranche vor-
hergesehen. Dass die Preise so
schnell runtergehen, hat man si-
cherlich nicht vorgesehen.“ Des-
halb sehe das EEG genau die rich-
tige Maßnahme vor, da die Ver-
gütungen sowieso automatisch
jährlich zurückgefahren wür-
den. „Das war sehr schlau ge-
macht von den Politikern“, sagt
Bett. Ob diese Kürzungen insge-
samt ausreichend seien, dafür
wiederum, so findet Bett, sei es
jetzt noch zu früh.

Durch die derzeitig niedrigen
Modulpreise habe sich lediglich
eine Verschiebung ergeben. Die
Gewinnmarge für die Industrie
sei geschrumpft, so Bett; dafür
erhielten die privaten Haushalte
mehr Rendite. „Die Modulher-
steller haben geringere Rendi-
ten; das Wachstum hat sich ver-
langsamt; Q-Cells entlässt Mitar-
beiter – das ist ein normales
Marktgeschehen“, sagt Bett.
„Man sollte abwarten und gu-
cken, wie sich das weiter entwi-
ckelt.“

Das sieht auch der Bundesver-
band Erneuerbare Energien
(BEE) so. „Es gäbe sonst eine stän-
dige Unsicherheit für Investo-
ren“, sagt Verbandssprecher Da-
niel Kluge. Das Bundesumwelt-
ministerium erstelle ohnehin al-
le vier Jahre einen Erfahrungsbe-
richt, um eine eventuelle Über-
oder Unterförderung zu vermei-
den. Diese Überprüfung soll nun
allerdings nach Plänen der
schwarz-gelben Koalition häufi-
ger durchgeführt werden: Alle
zwei Jahre statt wie bisher alle
vier Jahre.

Viel entscheidender wird aber
vermutlich sein, welches Minis-
terium dafür zuständig ist. Die
Wirtschaftspolitiker würden die
erneuerbaren Energien gern
vom Umwelt- ins Wirtschaftsmi-
nisterium verlagern, doch dieser
Machtkampf ist noch offen.
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Claudia Kemfert

n 40, leitet die Klima-Abteilung
des Deutschen Instituts für
Wirtschaftsfor-
schung. Sie ist
Professorin für
Energieöko-
nomik an der
Hertie School
of Governance.

Die Förderung der Photovoltaik hilft vor allem dem Mittelstand. Das könnte die schwarz-gelbe Regierung nun ändern Foto: Paul Langrock/Agentur Zenit

........................................................................................................................................................................................................

........................................................................................................................................................................................................

Erneuerbare Energien

n Erneuerbare Energien: Etwa
15 Prozent des deutschen Stroms
stammen aus erneuerbaren Quel-
len. Weil die Stromerzeugung aus
Wind, Wasser, Biomasse und Son-
ne derzeit noch teurer ist als aus
konventionellenKraftwerken,wird
sie über das Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetz gefördert.
n Die Erzeuger: Die Produzenten
alternativer Energien erhalten für
den Zeitraum von 20 Jahren ga-
rantierte Preise für ihren produ-
zierten Strom. Die Mehrkosten
werden auf alle Stromkunden um-
gelegt. Vom durchschnittlichen
Haushaltsstrompreis von 23 Cent
pro Kilowattstunde macht dieser
Mehrpreis etwa 2 Cent aus.
n Die Vergütung: Beträgt derzeit
pro Kilowattstunde je nach Größe
und Standort der Anlage bei Wind-
kraft 5 bis 15 Cent, bei Wasserkraft
3,5 bis 13 Cent, bei Biomasse 8 bis
18 Cent und bei Solarstrom 32 bis
43 Cent. (mkr)
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